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Erstmals wird heute eine Landtagssitzimg im Fernsehen übertragen 
Vorsioss des FBP-Landesausschusses und der FBP-Fraktion hatte Erfolg - Ausstrahlung über den Landeskanal und Wiederholung 

(G. M.) - Ein historisches Ereignis für 
den Landtag: Erstmals wird heute , eine 
P&rlamentsdebatte direkt über den Lan­
deskanal ubertragen und am Samstag in 
einer Wiederholung nochmals am Fern-
sehschirm gezeigt. Für diese Übertra­
gung ist allerdings ein Sachthema von 
ebenfalls historischer Bedeutung für 
unser Land gewählt worden, nämlich der 
Beitritt zum Europäischen Wirtschafts­
raum (EWU). 

Der Vorstoss der FBP-Fraktion, diese 
historische Auseinandersetzung um die 
Zustimmung oder Ablehnung zur EWR 
möglichst vielen Bürgerinnen und Bür­
gern zugänglich zu machen, stiess auf 
positives Echo. Die Idee für die Live-
Übertragung der Debatte und die nach­
folgende Wiederholung zu einem späte­
ren Zeitpunkt war vom FBP-Landesaus-
schuss aufgegriffen worden, der sich vor 
kurzem in einer ganztägigen Klausurta­
gung mit der Problematik der europäi­
schen Integration und vor allepi mit dem 
EWR-Abkommen befasst hatte. 

In diesem Landesausschuss, der den 
EWR-Vertrag von verschiedener Seite 
her beleuchtet hatte, war erkannt wor­
den, welche Bedeutung dieses Abkom­
men für unser Land besitzt. Und aus die­
ser Überzeugung heraus ergab sich die 
Vorstellung, die Auseinandersetzung mit 
diesem Vertragswerk, mit den Auswir­
kungen auf unser Land und auf unsere 
Wirtschaft der Bevölkerung ungefiltert 
und ungekürzt zugänglich zu machen. FBP-Fraktionssprecher Dr. Ernst Walch, au f  unserem Archivbild stehend bei einer früheren Landtagsdebatte, brachte den Vor-

Die parlamentarische Arbeit in unse- schlag für  eine Direktübertragung der EWR-Debatte im Landtag ein. Der FBP-Landesausschuss, der in der vorigen Woche eine 
rem Land erlebt damit eine Premiere. Klausurtagung abhielt, stellte diese Forderung. 

Bedenken gegen die Europafähigkeit des Offshore-Status 
Gutachten von Prof. Baudenbacher stellt Unvereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit Prinzipien des europäischen Marktes fest 

(G. M.) - Kaum ein Gutachten hat 
eine solche Nachfrage zu verzeichnen 
wie das Gutachten von Prof. Dr. Carl 
Baudenbacher «Zur EWR-Verträg­
lichkeit der besonderen Gesellschafts-
steuern für Holdinggesellschaften und 
Sitzunternehmen im Fürstentum 
Liechtenstein.» Kein Wunder, denn 
die Nachricht von der Weigerung der 
Regierung, dieses Gutachten zu veröf­
fentlichen, wie die übrigen EWR-
Gutachten, erhöhte die Nachfrage. 
Das Gutachten kommt zum Schluss, 
wie bereits berichtet, dass die beson­
deren Gesellschaftssteuern unter das 
EG-Beihilfeverbot fallen würden. 

Wenn sich der Landtag heute zur er­
sten Sitzung nach der Sommerpause 
trifft, um als erstem Traktandenpunkt 
über den Bericht und den Antrag der 
Regierung zum, Beitritt zum Europäi­
schen Wirtschäftsraum (EWR) zu be­
raten, dann,dürfte dieses bisher unter 
Verschluss gehaltene Gutachten eine 

bestimmte Rolle spielen, obwohl es ei­
gentlich gar nicht zur Diskussion steht. 
Die Aussagen der Expertise betreffen 
jedoch einen derart sensiblen Bereich 
unserer auslandabhängigen Volkswirt­
schaft, dass sich der Landtag zweifel­
los damit befassen wird. 

Diese Auseinandersetzung ist auch 
vor dem Hintergrund zu sehen, dass 
die Auswirkungen auf den Finanz­
dienstleistungssektor und insbesonde­
re auf das Holdingwesen im Bericht 
der Regierung praktisch keine Erwäh­
nung finden. Direkt wird dieser Wirt­
schaftssektor vorerst nicht vom EWR-
Abkommen betroffen, doch indirekt 
sind die Auswirkungen laut Gutachten 
Baudenbacher zweifellos vorhanden. 
«Tatsächlich lässt sich das liechtenstei­
nische Offshore-Statut schon von sei­
ner Zielsetzung nur schwer mit den 
Prinzipien des Europäischen Wirt­
schaftsraumes in Einklang bringen», 
schreibt Gutachter Baudenbacher und 
fährt dann unter Erwähnung der soge­

nannten staatlichen Beihilfen weiter: 
«Staatliche oder aus staatlichen Mit­
teln gewährte Beihilfen gleich welcher 
Art, die durch die Begünstigung be­
stimmter Unternehmen den Wettbe­
werb - zu verfälschen drohen, sind 
grundsätzlich unzulässig, soweit sie 
den Handel zwischen den Mitglied­
staaten beeinträchtigen.» 

Allerdings gibt Prof. Baudenbacher 
zu bedenken, dass die Anwendung des 
europäischen Beihilferechts auf die 
liechtensteinischen Steuervorteile ei­
ner Reihe spezifischer Schwierigkei­
ten begegne. Es handle sich nicht um 
Beihilfen in Form positiver Zuwen­
dungsleistungen, sondern die Hilfen 
beschränkten sich auf Belastungsver­
minderungen in Form von Steuerver­
günstigungen. Die liechtensteinischen 
Steuerprivilegien unterscheiden sich 
nach seiner Auffassung von den von 
der Europäischen Gemeinschaft bis­
her beurteilten Fälle, doch hält der 
Gutachter an seiner Schlussfolgerung 

fest, dass sie unter das EG-Beihilfe-
verbot fielen. Prof. Baudenbacher 
führt in seinem Gutachten auch an, 
dass Offshore- Privilegien dieser Art 
zwar auch in einigen Mitgliedstaaten 
der E G  bekannt seien, die - soweit er­
sichtlich - bislang noch nicht Gegen­
stand von Kommissions- oder Ratsent­
scheidungen gewesen seien. Dennoch 
gibt er mit aller Deutlichkeit zu verste­
hen: «Auch wenn noch keine Präze­
denzfälle vorliegen, ist nicht zu ver­
kennen, dass Offshore-Privilegien, wie 
sie in Liechtenstein gewährt werden, 
in mehrfacher Hinsicht gegen die Ver­
tragsziele Verstössen können.» 

Angesichts der Brisanz dieser Aus­
sagen wird es sich der Landtag wohl 
kaum leisten können, ebenso still­
schweigend wie die Regierung über 
dieses Gutachten hinwegzugehen. So­
fern das Parlament seine Aufgabe 
ernst nimmt, dürfen auch Fragen Uber 
das sonderbare Verhalten der Regie­
rung nicht ausbleiben. 

Zunahme der Schweizer Exporte 
Massive Abnahme des Handelsbilanzdefizits 

Bern (spk) Das Schweizer Aussenhan-
delsdefizit ist im August gegenüber der 
Vorjahresperiode um 91 Prozent auf 
70,6 Mio. Fr. gesunken. Gegenüber dem 
Vorjahr stiegen die Exporte um 5,7 Pro­
zent auf rund sechs Mrd. FV. die Importe 
sanken um sechs Prozent auf 6,1 Mrd. FV. 
teilte die Eidg. Zollverwaltung am 
Dienstag mit. 

Die Zunahme der Exporte erklärte 
die Eidg. Zollverwaltung am Dienstag 
mit der massiven Steigerung bei ausge­
führten Konsumgütern. Ernst Widrig, 
vom Verband Schweizerischer Maschi­
nenindustrieller (VSM), führte die Zu­
nahme in erster Linie auf den Verkauf 
von zwei Swissair-Maschinen ins Aus­
land sowie den stetig steigenden Verkauf 
von Gebraüchtfahrzeugen nach Osteu­
ropa zurück. 

Ohne den Handel mit Edelmetallen, 
Edel- und Schmucksteinen sowie Kunst­
gegenständen und Antiquitäten führte 

die Schweiz im August 1992 Waren im 
Wert von 5,6 Mrd. Franken aus und für 
5,8 Mrd Fr ein. Das entspricht einer Stei­
gerung der Exporte von nominal 5,9 
Prozent und real um sechs Prozent ge­
genüber dem Vormonat. Die Einfuhren 
nahmen dem Wert nach um 5,5 Prozent 
und dem Volumen nach um 6,3 Prozent 
zu. Gemessen am Mittelwertindex ver­
änderten sich die Preise der Ausfuhren 
nicht, jene der Einfuhren legten jedoch 
um 0,9 Prozent zu. Aussenhandelsdefizit 
sinkt 

In den ersten acht Monaten 1992 nah­
men die Exporte real und nominal be­
achtlich zu. Dagegen gingen die Importe 
zurück. Die Preise der Ausfuhren stie­
gen deutlich weniger an als jene der Ein­
fuhren. In den ersten acht Monaten stie­
gen die Ausfuhren - ohne Edelmetall -
um 6,9 Prozent auf 56,6 Mrd. Fr. die Ein­
fuhren mit 5,84 Mrd Franken verfehlten 
das Vorjahresergebnis um 0,4 Prozent. 

Zeichen für die Umwelt setzen 
Aufruf der Regierung zum freiwilligen autofreien Bettag 

(pafl) - Der Bettag (Sonntag, 20. Sep­
tember) wird in unserem Land stets als 
Tag der Besinnung und des Diankes ge­
feiert. Er ist ein besonderer Tag, der sich 
von den üblichen Sonntagen im Jahr un­
terscheidet, wenn wir uns dessen be-
wusst sind und ihn anders gestalten und 
unsere Mitwelt in den Ablauf dieses 
Tages miteinbeziehen. Was liegt näher, 
als freiwillig auf unser Auto zu verzich­
ten. 

Dies wäre eine sinnvolle Geste, ein 
positiver Beitrag für unsere Mitwelt. 
Selbstverständlich ist diese Geste nur 
ein sehr kleiner Beitrag. Aber e r  ist not­
wendig, ein sichtbares Zeichen für un­
sere Umwelt zu setzen und damit zum 
Ausdruck zu bringen, dass sie uns ein 
ernstes Anliegen ist. 

Selber Initiativen ergreifen 
Auch wenn das Land Liechtenstein 

Unterschiedliche 
EWR-Umfragen 

Meinungsumfragen unterlieg;-, 
einer gewissen Unsicherheit, so dass 
es vorkommen kann, bei zwei prak­
tisch gleichen Befragungen unter­
schiedliche Ergebnisse zu erhalten. 
Diese Tatsache wird wieder einmal 
erhärtet, wenn die Ergebnisse der 
Meinungsumfragen zum EWR.-Ab-
kommen betrachtet werden, die am 
Wochenende bekanntgegeben wur­
den. 

Das Meinungsforschungsinstitut 
Demoscope ermittelte bei einer te­
lefonischen Umfrage- unter 600 
Stimmberechtigten eine Zustim­
mung von 58 Prozent für den EWR, 
während sich am LIHGA-Informa-
tionsstand der Regierung nur 40,6 
Prozent für den EWR-Beitritt aus­
sprachen. 

Für beide Umfragen gibt es ge­
wisse Einschränken, die bei der Be­
wertung der Ergebnisse gemacht 
werden müssen: Am EWR-
LIHGA-Stand konnten nicht nur 
Stimmberechtigte mitmachen, son­
dern auch Jugendliche und Auslän­
der, so dass sich kein genau abge­
stimmtes Bild über das mögliche 
Verhalten der Stimmberechtigten 
ergibt. 

Bei der anderen Umfrage wurden 
zwar nur die Angaben von Stimm­
berechtigten ausgewertet, doch hat 
rund ein Drittel der Befragten die 
Antwort auf die Fragen verweigert. 
Daraus kann geschlossen werden, 
dass viele ihre Karten nicht auf­
decken wollen. Kommt hinzu, dass 
die Fragestellung geschlossen war: 
Also nur EWR, EWR mit E G  oder 
Alleingang als Wahlmöglichkeit. In 
der Schweiz lautete die Frage in 
einer ähnlichen Umfrage nur, ob 
man dem EWR beitreten sollte: 
Deshalb dort ein vergleichsweise 
deutlich anderes Ergebnis. 

die Umweltsituation aus eigener Kraft 
nicht verbessern kann, weil das Umwelt-, 
problem ein grenzüberschreitendes Pro­
blem ist, so darf uns das nicht abhalten, 
selber Initiativen zu ergreifen. Wir müs­
sen jede Chance nutzen, für unsere Um­
welt etwas Gutes zu tun. In diesem Sinne 
hilft jeder Beitrag, mag er auch npch so 
klein sein, auf dem Weg zur Verbesse­
rung unserer Umweltsituation. 

Alle sind aufgefordert 
Die Aktion.kann nur erfolgreich sein, 

wenn jeder einzelne von uns bereit ist, 
aus freien Stücken mitzutun. Es braucht 
die Bereitschaft. Sie ist der Schlüssel 
zum Erfolg. Geben wir ein Zeichen un­
serer Bereitschaft. 

Die Regierung möchte alle Autofah­
rer aufrufen, an diesem Bettag freiwillig 
auf das Auto zu verzichten! 

Schweiz: Deutlich 
weniger Asylgesuche 

Bern (AP) Der Zustrom der Asylbe­
werber hat sich von Januar bis August 
gegenüber dem Vorjahr um mehr als die 
Hälfte reduziert. Insgesamt stellten 
12739 Menschen ein Asylgesuch. 1991 
waren es noch 28 530 Gesuche gewesen. 
Wie aus der am Dienstag veröffentlich­
ten Asylstatistik weiter hervorgeht, 
stammte rund ein Drittel der Gesuchs-
steller aus dem ehemaligen Jugoslawien. 

Insgesamt hielten sich Ende August 
knapp 94 000 Menschen in der Schweiz 
auf, die über eine Aufenthaltsberechti­
gung nach Asylgesetz verfügen oder als 
ehemalige Asylbewerber eine Aufent­
haltsbewilligung erhalten haben. Darun­
ter sind gemäss Bundesamt für Flücht­
linge (BFF) 27 072 anerkannte Flücht­
linge, 14 372 Menschen mit einer huma­
nitären Bewilligung, 36 500 Menschen 
mit hängigem Verfahren und 650 vorläu­
fig Aufgenommene aus dem ehemaligen 
Jugoslawien. Insgesamt haben von Jan-
aur bis August 4387 Staatsbürger aus Ex­
Jugoslawien ein Gesuch gestellt, Asyl 
gewährt wurde im gleichen Zeitraum 
250 Bewerbern. 
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